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Blendwerk ’83

Der Kanzler der Koalition ist zu­
frieden, daß die beteiligten Par­

teien gleicfiermaßen mit dem Kom­
promiß über den Haustialt 1983 un-' 
zufrieden sind. Von den Betroffenen 
-  Unternefimern, Arbeitnehimern 
und Rentnern -  waren aucfi nur 
Stimmen des Unmuts zu verneh­
men. Insoweit herrscht also Einig­
keit. Das schon seit einiger Zeit do­
minierende Ziel aller Regierungspo­
litik, die rissige Koalition nicht zer­
brechen zu lassen, ist wieder ein­
mal erreicht.

Die Chance, die Rahmenbedin­
gungen für Wachstum und Beschäf­
tigung deutlich und glaubhaft zu 
verbessern, ist wieder einmal ver­
tan worden. Zwar sollen die Ausga­
ben des Bundes 1983 um nur knapp 
2 % steigen, allerdings gegenüber 
dem um einen Nachtragshaushalt 
aufgestockten Soll für 1982; ob es 
zudem dabei bleibt, hängt ebenso 
wie bei den veranschlagten Einnah­
men davon ab, ob sich die optimisti­
schen Annahmen über den Kon­
junkturaufschwung als richtig en te i­
sen.

Gewiß, der Ausgabenanstieg wä­
re insbesondere wegen der hohen 
Zinsen auf die stärker gestiegene 
Staatsschuld und wegen der Mehr­
ausgaben für die Arbeitslosen um 
etliche Milliarden höher ausgefal­
len, hätte die Regierung nicht den
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Etat des Sozialbereichs entspre­
chend entlastet; doch wie sie das 
tat, überzeugt nicht.

Nötig wäre eine Reform der So­
zialversicherung gewesen. Die blo­
ße Senkung der Beiträge zur Ren­
ten- und Krankenversicherung, die 
die Bundesanstalt für Arbeit für die 
Arbeitslosen zu entrichten hat, ver­
mindert zwar (ebenso wie die Erhö­
hung der Beiträge zur Arbeitslosen­
versicherung) momentan den Zu­
schußbedarf der Bundesanstalt. 
Das wiederum belastet aber die üb­
rigen Zweige der Sozialversiche­
rung ebenso wie die Kürzung des 
Bundeszuschusses zur Rentenver­
sicherung. Die Rentenversicherun­
gen müssen deshalb ihre Reserven 
vermindern, was in der Wirkung auf 
den Kapitalmarkt einer Kreditauf­
nahme gleichkommt. Das haben 
später entweder der Bund durch 
neue Zuschüsse oder die Versi­
cherten durch höhere Beiträge aus­
zugleichen.

Zur Senkung der Ausgaben des 
Bundes werden außerdem einige 
Subventionen gestrichen; dafür 
werden an anderer Stelle -  unter 
dem Decknamen „Beschäftigungs­
fördernde Ausgaben“ -  auch wie­
der zusätzliche Subventionen ge­
währt. Nötig wäre gewesen, Sub­
ventionen generell strengen Richtli­
nien zu unterwerfen, die -  von weni­
gen Ausnahmen abgesehen -  ge­
währleisten, daß sie sich in abseh­
barer Zeit selbst überflüssig ma­
chen.

Auf der Einnahmeseite des Haus­
halts war gegenüber dem letzten Fi­
nanzplan infolge einer erheblichen 
Korrektur der geschätzten Steuer­
einnahmen und durch die 1983 kas­
senwirksame Investitionszulage ein 
großes Loch entstanden. Dies wird 
vor allem dadurch aufgefüllt, daß 
ein weit höherer Befrag aus Bun­
desbankgewinnen als Einnahme 
verbucht wird. Die Vereinnahmung 
dieser Gewinne wirkt für den Kapi­
talmarkt freilich genauso belastend, 
als hätte der Bund statt dessen sei­
ne Nettokreditaufnahme entspre­

chend erhöht. Ein geringerer Teil 
wird von zusätzlichen Einnahmen 
aus Steuererhöhungen gedeckt, die 
als Abbau von Steuervergünstigun­
gen deklariert werden. Gewiß gibt 
es viele ungerechtfertigte Begünsti­
gungen sowie Wachstum und Be­
schäftigung hemmende Regelun­
gen in unserem Steuerrecht, die im 
Rahmen einer systematischen 
Steuerreform ausgeräumt werden 
müßten; doch dabei sollte die Steu­
erbelastung der Wirtschaft und der 
Bürger nicht erhöht werden.

Die ganze staatliche Sparakfion 
ist also Stück- und zu einem guten 
Teil auch nur Blendwerk. Dafür gibt 
es keine Entschuldigung. Wir wis­
sen nicht erst seit gestern, daß wir 
uns in einer hartnäckigen Wachs­
tumskrise befinden. Auch wer über­
zeugt ist, daß ein engerZusammen- 
hang zwischen Lohnhöhe, Lohn­
struktur und Beschäftigung besteht, 
mag nicht pausenlos Lohnzurück­
haltung predigen, wenn sonst nichts 
passiert. Bislang versuchten die Po­
litiker, sich und die Bürger über die 
wirtschaftspolitischen Mißerfolge 
mit der Behauptung hinwegzutrö­
sten, hierzulande sei alles noch 
nicht ganz so schlimm wie ander­
wärts. Doch die Lobsprüche auf die 
relative Stärke unserer Wirtschaft 
und der D-Mark oder gar auf den re­
lativen Erfolg der deutschen Wirt­
schaftspolitik wirken zunehmend 
schal.

Großbritannien und die Vereinig­
ten Staaten haben ein wirtschafts­
politisches Konzept. Aus den Feh­
lern der Amerikaner und der Eng­
länder, deren Politik bisher keines­
wegs als gescheitert angesehen 
werden sollte, können wir vieles ler­
nen, nur nicht, daß wir auf ein klares 
Konzept verzichten können. Auch 
bei uns muß der Staatsanteil eben­
so wie die Abgabenlast deutlich ge­
senkt werden. An Vorschlägen, wie 
das auf eine Wachstum und Be­
schäftigung fördernde Weise ge­
schehen kann, fehlt es nicht. Wann 
aber wird ein solches Reformpro­
gramm in Angriff genommen?
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